Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Zusatzprotokoll vom 25. September 1991 
zum Chloridübereinkommen/Rhein 
(Zusatzprotokoll zum Chloridübereinkommen/Rhein) 


A. Zielsetzung 

Das Zusatzprotokoll zum Chloridübereinkommen/Rhein wurde am 
25. September 1991 in Brüssel zwischen den Regierungen der 
Bundesrepublik Deutschland, der Französischen Republik, des Groß- 
herzogtums Luxemburg, des Königsreichs der Niederlande und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft unterzeichnet. Zweck des Zu- 
satzprotokolls ist es, das Übereinkommen an die veränderten Bedin- 
gungen anzupassen und durch Rückhaltemaßnahmen in Frankreich 
die Chloridbelastungen des Rheins und in den Niederlanden den 
Salzgehalt des Ijsselmeeres durch Umleitung salzhaltigen Polder- 
wassers in das Wattenmeer zu verringern. 

B. Lösung 

Durch das Vertragsgesetz sollen die Voraussetzungen für die Rati- 
fizierung des Zusatzprotokolls zum Chloridübereinkommen/Rhein 
geschaffen werden. 

C. Alternativen 
Keine 

D. Kosten 

Bis zum Inkrafttreten des Zusatzprotokolls wird die modulierte Auf- 
haldung auf französischem Hoheitsgebiet über die ebenfalls am 
25. September 1991 in Brüssel Unterzeichnete Delegationsleitererklä- 
rung der am Abkommen bezüglich der Internationalen Kommission 
zum Schutze des Rheins beteiligten Regierungen auf der Grundlage 
des Chloridübereinkommens/Rhein vorgenommen. Durch die dem 
Zusatzprotokoll entsprechenden Zahlungen gemäß der Delegations- 
leitererklärung für die französischen Aufhaidungsmaßnahmen in den 
Jahren 1991 bis 1993 hat sich bis Ende 1993 der gesamte deutsche 
Anteil an beiden Projekten nach dem Zusatzprotokoll in Höhe von bis 
zu 44,3 Millionen DM um rd. 8,1 Millionen DM (1991), 3,2 Millionen DM 
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(1992) und 2,4 Millionen DM (1993) verringert. Der Betrag wird sich 
aufgrund der Delegationsleitererklärung bis zum 31. Januar 1994 
durch die Zahlung für das Jahr 1994 um weitere 6,5 Millionen DM 
reduzieren. Die Durchführung des Zusatzprotokolls wird danach zu 
Ausgaben zu Lasten des Bundeshaushalts in Höhe von insgesamt 
24,0 Millionen DM führen. Die Ausgaben sind in der Finanzplanung 
des Bundes bis 1997 unter Kapitel 1602 Titel 89601 berücksichtigt und 
werden sich auf die Jahre 1994 bis 1998 wie folgt verteilen: 

1994 8600 TDM, die als Einmalzahlung voraussichtlich 

im Jahre 1994 zahlbar sind. 

1995 3200 TDM 

1996 3200 TDM 

1997 4500 TDM 

1998 4500 TDM 

Summe: 24000 TDM. 

Vorbehaltlich einer finanziellen Beteiligung der Länder im Rheinein- 
zugsgebiet an den o. g. Kosten sind Auswirkungen auf die Haushalte 
der Länder sowie von Gemeinden und Gemeindeverbänden nicht zu 
erwarten. 

Das Zusatzprotokoll beinhaltet Maßnahmen, die außerhalb der Bun- 
desrepublik Deutschland getroffen werden, sich aber positiv im Bun- 
desgebiet auswirken. Die deutsche Wirtschaft ist von den finanziellen 
Beiträgen nicht betroffen. Deshalb wirkt sich die Ausführung des 
Zusatzprotokolls nicht auf die Höhe von Einzelpreisen, das Preis- 
niveau, insbesondere nicht auf das Verbrauchemiveau, aus. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (321) - 235 44 - Ch 22/94 Bonn, den 4. März 1994 


An die Präsidentin 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Zusatzprotokoll vom 25. September 1991 zum 
Chloridübereinkommen/Rhein (Zusatzprotokoll zum Chloridübereinkommen/ 
Rhein) mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit. 

Der Bundesrat hat in seiner 666. Sitzung am 25. Februar 1994 gemäß Arti- 
kel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen zu erheben. 

Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Zusatzprotokoll vom 25. September 1991 
zum Chloridübereinkommen/Rhein 
(Zusatzprotokoll zum Chloridübereinkommen/Rhein) 

Vom 1994 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Brüssel am 25. September 1991 von der Bundesrepublik Deutschland 
Unterzeichneten Zusatzprotokoll zum Übereinkommen zum Schutz des Rheins 
gegen Verunreinigung durch Chloride, unterzeichnet am 3. Dezember 1976 in 
Bonn (BGBl. 1978 II S. 1053, 1065), zuletzt geändert durch die Erklärung vom 
11. Dezember 1986 (BGBl. 1989 II S. 1045), wird zugestimmt. Das Zusatzproto- 
koll wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Zusatzprotokoll vom 25. September 1991 nach 
seinem Artikel 7 Abs. 1 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf das Zusatzprotokoll findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes 
Anwendung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Protokoll nach seinem Artikel 7 
in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bis zum Inkrafttreten des Zusatzprotokolls wird die modulierte Aufhaidung auf 
französischem Hoheitsgebiet über die ebenfalls am 25. September 1991 in 
Brüssel Unterzeichnete Delegationsleitererklärung der am Abkommen bezüglich 
der Internationalen Kommission zum Schutze des Rheins beteiligten Regierun- 
gen auf der Grundlage des Chloridübereinkommens/Rhein vorgenommen. Durch 
die dem Zusatzprotokoll entsprechenden Zahlungen gemäß der Delegations- 
leitererklärung für die französischen Aufhaidungsmaßnahmen in den Jahren 1991 
bis 1993 hat sich bis Ende 1993 der gesamte deutsche Anteil an beiden Projek- 
ten nach dem Zusatzprotokoll in Höhe von bis zu 44,3 Millionen DM um rd. 
8,1 Millionen DM (1991), 3,2 Millionen DM (1992) und 2,4 Millionen DM (1993) 
verringert. Der Betrag wird sich aufgrund der Delegationsleitererklärung bis zum 
31 . Januar 1 994 durch die Zahlung für das Jahr 1 994 um weitere 6,5 Millionen DM 
reduzieren. Die Durchführung des Zusatzprotokolls wird danach zu Ausgaben zu 
Lasten des Bundeshaushalts in Höhe von insgesamt 24,0 Millionen DM führen. 
Die Ausgaben sind in der Finanzplanung des Bundes bis 1997 unter Kapitel 1602 
Titel 89601 berücksichtigt und werden sich auf die Jahre 1994 bis 1998 wie folgt 
verteilen: 

1994 8600 TDM, die als Einmalzahlung voraussichtlich 

im Jahre 1994 zahlbar sind. 

1995 3200 TDM 

1996 3200 TDM 

1997 4500 TDM 

1998 4500 TDM 

Summe: 24000 TDM. 

Vorbehaltlich einer finanziellen Beteiligung der Länder im Rheineinzugsgebiet an 
den o. g. Kosten sind Auswirkungen auf die Haushalte der Länder sowie von 
Gemeinden und Gemeindeverbänden nicht zu erwarten. 

Das Zusatzprotokoll beinhaltet Maßnahmen, die außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland getroffen werden, sich aber positiv im Bundesgebiet auswirken. Die 
deutsche Wirtschaft ist von den finanziellen Beiträgen nicht betroffen. Deshalb 
wirkt sich die Ausführung des Zusatzprotokolls nicht auf die Höhe von Einzel- 
preisen, das Preisniveau, insbesondere nicht auf das Verbraucherniveau, aus. 
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Zusatzprotokoll 

zum Übereinkommen zum Schutz des Rheins 
gegen Verunreinigung durch Chloride, 
unterzeichnet am 3. Dezember 1976 in Bonn 

Protocole additionnel 

ä la Convention relative ä la protection du Rhin 
contre la pollution par les chlorures, 
signee ä Bonn le 3 decembre 1976 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland, 
die Regierung der Französischen Republik, 
die Regierung des Großherzogtums Luxemburg, 
die Regierung des Königreichs der Niederlande 
und die Regierung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 

- unter Bezugnahme auf die Ergebnisse der am 11. Oktober 
1988 in Bonn und am 30. November 1989 in Brüssel abgehal- 
tenen Ministerkonferenzen über die Verunreinigung des 
Rheins, 

- unter Bezugnahme auf das Übereinkommen vom 3. Dezember 
1976 zum Schutz des Rheins gegen Verunreinigung durch 
Chloride, die Briefwechsel vom 29. April, 4. und 14. Mai 1983 
und die Erklärung der Delegationsleiter vom 11. Dezember 
1986 (nachfolgend als „das Übereinkommen“ bezeichnet), 

- im Wunsch, die Güte des Rheinwassers so zu verbessern, daß 
an der deutsch-niederländischen Grenze die Überschreitungen 
des Gehalts von 200 mg/l Chlorid-Ionen sowohl der Höhe als 
auch der Dauer nach begrenzt werden, 

- im Bestreben, die Trinkwassergewinnung am Rhein und am 
IJsselmeer zu erleichtern, 

- in der Überzeugung, daß außer den schon erzielten Reduzie- 
rungen und außer den in diesem Zusatzprotokoll vorgesehenen 
Maßnahmen weitere Maßnahmen zur Reduzierung der Chlorid- 
fracht des Rheins auf der gesamten Rheinstrecke weder ökolo- 
gisch notwendig noch aus technischen und wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten vertretbar sind, 

- und in der Absicht, eine abschließende internationale Regelung 
der Reduzierung der Chloridbelastung des Rheins zu errei- 
chen, 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

1 . In den Zeiten, in denen die Chloridkonzentration im Rhein den 
Orientierungswert von 200 mg/l an der deutsch-niederländi- 
schen Grenze überschreitet, wird die französische Regierung 
zusätzlich zu der seit dem 5. Januar 1987 stattfindenden 
Reduzierung um 20 kg/s Chlorid-Ionen gemäß Artikel 2 Ab- 
satz 2 des Übereinkommens eine regulierende Reduzierung 
auf französischem Hoheitsgebiet durchführen, entsprechend 
den näheren Einzelheiten und technischen Grundlagen in 
Anhang I. Die aufgrund der regulierenden Reduzierung anfal- 
lenden Chloridmengen werden vorübergehend auf Land auf- 
gehaldet. 

2. Die französische Regierung wird den. übrigen Vertragspar- 
teien jährlich über die aufgrund der regulierenden Reduzie- 
rung aufgehaldeten Chloridmengen und die damit verbunde- 
nen Kosten Bericht erstatten. 


Le Gouvernement de la Räpublique föderale d’Allemagne, 
le Gouvernement de la Räpublique Frangaise, 
le Gouvernement du Grand-Duchä de Luxembourg, 
le Gouvernement du Royaume des Pays-Bas 
et le Gouvernement de la Confädäration Suisse, 

- se räfärant aux räsuftats des confärences ministerielles sur la 
pollution du Rhin des 11 octobre 1988 ä Bonn et 30 novembre 
1989 ä Bruxelles, 

- se räferant ä la Convention du 3 decembre 1 976 relative ä la 
protection du Rhin contre la pollution par les chlorures, aux 
ächanges de lettres du 29 avril, des 4 et 14 mai 1983 et ä la 
däclaration des chefs de dätegation du 11 däcembre 1986 
(däsignee ci-apres par «la Convention»), 

- soucieux d’amäliorer la qualite des eaux du Rhin de Sorte que 
les däpassements de la teneur de 200 mg/l d’ions-chlore ä la 
frontiäre germano-näerlandaise soient limites, tant en ce qui 
concerne leur importance que leur duräe, 

- räsolus ä faciliter Papprovisionnement en eau potable ä partir 
du Rhin et de PlJsselmeer, 

- convaincus que, en dehors des räductions däjä obtenues et 
des mesures prävues par le präsent protocole, d’autres 
mesures de räduction de la Charge en chlorures sur Pensemble 
du cours du Rhin ne sont ni näcessaires du point de vue 
ecologique ni justifiees au regard de criteres techniques et 
äconomiques, 

- et däcides ä rägler däfinitivement, ä Pecheion international, le 
problöme de la räduction de la Charge en chlorures dans le 
Rhin, 

sont convenus de ce qui suit: 

Article premier 

1. Pendant les päriodes durant lesquelles la concentration en 
chlorures dans le Rhin depasse la valeur d’orientation de 
200 mg/l ä la frontiäre germano-näerlandaise, le Gouverne- 
ment frangais procädera, en plus de la räduction de 20 kg/s 
d’ions-chlore räalisäe depuis le 5 janvier 1987 confornrtement 
ä l’article 2, paragraphe 2 de la Convention ä une räduction 
modutee sur le territoire frangais confornrtement aux precisions 
et aux ätements techniques de Pannexe I. Les quantitäs de 
chlorures räsultant de la räduction modutee seront provisoire- 
ment stockäes ä terre. 

2. Le Gouvernement frangais informera chaque annee les autres 
Parties contractantes des quantitäs de chlorures stockäes par 
suite de la räduction modutee et des coüts y affärents. 
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3. Die regulierende Reduzierung nach diesem Zusatzprotokoll 
stellt die Ausführung der Bestimmungen aus den Absätzen 1, 
3 und 4 von Artikel 2 und Absatz 3 von Artikel 7 des Überein- 
kommens dar. 

Artikel 2 

Die aufgrund der regulierenden Reduzierung gemäß Artikel 1 
dieses Zusatzprotokolls aufgehaldeten Chloridmengen können, 
nach Verringerung der Produktion der elsässischen Kaligruben 
und gemäß von den Vertragsparteien auf der Basis eines Vor- 
schlags der Internationalen Kommission später festzulegenden 
Modalitäten in ökologisch vertretbarer Weise und unter Berück- 
sichtigung der verschiedenen Wassern utzungen in den Rhein 
eingeleitet werden. In diesem Zeitraum gilt der Orientierungswert 
von 200 mg/l Chlorid-Ionen an der deutsch-niederländischen 
Grenze weiterhin, und es wird die in der Tabelle des Anhangs II 
des Übereinkommens, in der durch dieses Zusatzprotokoll geän- 
derten Fassung, aufgeführte nationale Fracht im Jahresmittel 
nicht überschritten. 

Artikel 3 

Die niederländische Regierung trifft auf niederländischem 
Hoheitsgebiet Maßnahmen zur Begrenzung der Chloridbelastung 
im zur Trinkwassergewinnung genutzten IJsselmeer, und zwar 
indem salziges Polderwasser aus dem Wieringermeerpolder ins 
Wattenmeer statt ins IJsselmeer abgeleitet wird. Die technischen 
Grundlagen dieser Maßnahmen sind in Anhang II zu diesem 
Zusatzprotokoll aufgeführt. 

Artikel 4 

Die Kosten in Höhe von maximal 400 Millionen Französischen 
Franken für die Maßnahmen auf französischem Hoheitsgebiet 
gemäß Artikel 1 und 2 und maximal 32,37 Millionen Niederländi- 
schen Gulden für die Maßnahmen auf niederländischem Hoheits- 
gebiet gemäß Artikel 3 werden wie folgt aufgeteilt: 


Bundesrepublik Deutschland 30 % , 

Französische Republik 30 %, 

Königreich der Niederlande 34 % , 

Schweizerische Eidgenossenschaft 6%. 


Die Zahlungsbedingungen sind in Anhang III zu diesem Zusatz- 
protokoll aufgeführt. 

Die dauerhafte Verminderung der Chloridfracht des Rheins in der 
Schweiz wird entsprechend den Bestimmungen in Anhang III bei 
der Berechnung des schweizerischen Beitrags berücksichtigt. 
Dieser Betrag wird auf 12 Millionen Französische Franken festge- 
legt. 

Artikel 5 

1 . Die Vertragsparteien treffen in ihrem Hoheitsgebiet die erfor- 
derlichen Maßnahmen zur Verhinderung einer Steigerung der 
im Rheineinzugsgebiet abgeleiteten Chlorid-Ionen-Mengen. 
Die Werte der nationalen Frachten sind unter Berücksichti- 
gung der Maßnahmen dieses Zusatzprotokolls in Anhang IV 
aufgeführt. 

2. Steigerungen der Chlorid-Ionen-Mengen aus Einzelableitun- 
gen sind nur insoweit zulässig, als im Hoheitsgebiet der betref- 
fenden Vertragspartei ein Frachtausgleich herbeigeführt wird 
oder wenn ein Gesamtausgleich im Rahmen der Internationa- 
len Kommission gefunden werden kann. 

3. Ausnahmsweise kann eine Vertragspartei aus zwingenden 
Gründen nach Einholung der Stellungnahme der Internationa- 
len Kommission eine Steigerung bewilligen, ohne daß ein 
sofortiger Ausgleich vorgenommen wird. 

4. Die Niederlande werden die durch die Maßnahme nach Artikel 
3 dieses Protokolls erreichte Reduzierung der Salzfracht 
im IJsselmeer nicht durch andere Einträge in das IJsselmeer 
oder in den Rhein ganz oder teilweise ausgleichen. 


3. La räduction moduläe räalisäe conformäment au präsent pro- 
tocole additionnel constitue la mise en oeuvre des obligations 
prävues aux paragraphes 1 , 3 et 4 de Particle 2 et au para- 
graphe 3 de Particle 7 de la Convention. 

Article 2 

Les quantitäs de chlorures stockäes en application de la räduc- 
tion moduläe conformäment ä Particle 1 er du präsent protocole 
additionnel pourront, apräs la räduction de la production des 
mines de potasse d’Alsace et selon des modalitäs ä fixer ultärieu- 
rement par les Parties contractantes sur la base d’une proposition 
de la Commission Internationale, ätre däversäes dans le Rhin de 
maniäre acceptable du point de vue äcologique et en tenant 
compte des diffärentes utilisations de Peau. Pendant cette päriode 
la valeur d’orientation de 200 mg/l d’ions-chlore ä la frontiere 
germano-näerlandaise continuera ä servir et la Charge nationale 
en moyenne annuelle figurant au tableau annexe II de la Conven- 
tion dans la version modifiee par le present protocole additionnel 
ne sera pas däpassäe. 

Article 3 

Le Gouvernement näerlandais prendra sur le territoire näerlan- 
dais des mesures pour limiter les charges en chlorures dans les 
eaux de l’IJsselmeer servant ä Papprovisionnement en eau pota- 
ble, et ce par le rejet dans la mer des Wadden des eaux saläes du 
Wieringermeer däversäes jusqu’ä präsent dans PlJsselmeer. Les 
bases techniques de ces mesures sont exposäes dans Pannexe II 
au präsent protocole additionnel. 

Article 4 

Les coüts des mesures prises sur le territoire frangais confor- 
mäment aux articles 1 et 2 et s'älevant au maximum ä 400 millions 
de francs frangais et ceux des mesures prises sur le territoire 
näerlandais conformäment ä l’article 3 et s’älevant au maximum ä 
32,37 millions de florins näerlandais sont räpartis comme suit: 


Räpublique fädärale d’Allemagne 30 %, 

Räpublique frangaise 30 % , 

Royaume des Pays-Bas 34 %, 

Confädäration suisse 6 %. 


Les modalitäs de paiement sont indiquäes en annexe III au 

präsent protocole additionnel. 

La räduction permanente des charges en chlorures du Rhin en 

Suisse sera prise en compte dans le calcul du montant de la 

contribution suisse conformäment aux dispositions de Pannexe III. 

Ce montant est fixä ä 12 millions de francs frangais. 

Article 5 

1. Les Parties contractantes prennent sur leur territoire les 
mesures näcessaires pour äviter une augmentation des quan- 
titäs d'ions-chlore rejetäes dans le bassin du Rhin. Les valeurs 
des charges nationales sont mentionnäes en annexe IV en 
tenant compte des mesures prävues par le präsent protocole 
additionnel. 

2. Les augmentations des quantitäs d’ions-chlore provenant de 
rejets isoläs ne sont admissibles que dans la mesure oü les 
Parties contractantes concemäes procedent sur leur territoire 
ä une compensation de la Charge ou si une compensation 
globale peut ätre trouväe dans le cadre de la Commission 
Internationale. 

3. Une Partie contractante peut exceptionnellement, pour des 
raisons impäratives et apräs avoir demandä Pavis de la Com- 
mission Internationale, autoriser une augmentation sans 
qu’une compensation immädiate soit opäräe. 

4. Les Pays-Bas ne compenseront ni totalement, ni partiellement 
la räduction de la Charge en sei dans L’IJsselmeer obtenue ä 
la suite de la mesure prise conformäment ä Particle 3 du 
präsent protocole par d’autres apports dans l’IJsselmeer ou 
dans le Rhin. 
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5. Die Vertragsparteien überwachen in ihrem Hoheitsgebiet alle 
Chlorid- Ionen- Ableitungen von mehr als 1 kg/s im Rheinein- 
zugsgebiet sowie im Usselmeer. 

6. Jede Vertragspartei übersendet der Internationalen Kommis- 
sion einmal jährlich einen Bericht, aus dem die Entwicklung 
der Chlorid-Ionen-Fracht des Rheinwassers und des IJssel- 
meeres entnommen werden kann. 

Artikel 6 

Die Artikel 3 und 6 des Übereinkommens werden aufgehoben. 
Der Anhang II des Übereinkommens wird durch den Anhang IV zu 
diesem Zusatzprotokoll ersetzt. 

Artikel 7 

1. Die Artikel 13, 14, 16, 17 des Übereinkommens gelten für 
dieses Zusatzprotokoll entsprechend. 

2. Artikel 15 des Übereinkommens gilt mit folgender Maßgabe: 

Das Übereinkommen und dieses Zusatzprotokoll können nur 
gemeinsam gekündigt werden, wobei eine Kündigung jeder- 
zeit nach dem Inkrafttreten dieses Zusatzprotokolis erfolgen 
kann. 

Artikel 8 

Dieses Zusatzprotokoll zum Übereinkommen, das in einer 
Urschrift in deutscher, französischer und niederländischer Spra- 
che abgefaßt ist, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich 
ist, wird im Archiv der Regierung der Schweizerischen Eidgenos- 
senschaft hinterlegt; diese übermittelt jeder Vertragspartei eine 
beglaubigte Abschrift. 


Geschehen zu Brüssel am 25. September 1991. 


5. Les Etats contractants contrölent sur leur territoire tous ies 
rejets d’ions-chlore supärieurs ä 1 kg/s dans le bassin du Rhin, 
ainsi que dans l'IJsselmeer. 

6. Chaque Partie contractante adresse une fois par an ä la 
Commission Internationale un rapport qui fait ressortir Involu- 
tion de la Charge en ions-chlore des eaux du Rhin et de 
l’IJsselmeer. 

Article 6 

Les articles 3 et 6 de la Convention sont abrogäs. L’annexe II de 
la Convention est remplacäe par l’annexe IV du präsent protocole 
additionnel. 

Article 7 

1 . Les articles 1 3, 1 4, 1 6 et 1 7 de la Convention s’appliquent de 
la mäme maniäre au präsent protocole additionnel. 

2. L’article 15 de la Convention s’applique compte tenu des 
dispositions suivantes: 

La Convention et le präsent protocole additionnel ne peuvent 
ätre dänoncäs que conjointement; cette dänonciation peut 
avoir lieu ä tout moment apräs l’enträe en vigueur du präsent 
protocole additionnel. 

Article 8 

Ce protocole additionnel ä la Convention rädigä en un exem- 
plaire original, en langues allemande, frangaise et näerlandaise, 
les trois textes faisant ägaiement foi, sera däposä dans les 
archives du Gouvernement de la Confädäration Suisse qui en 
remettra une copie certifiäe conforme ä chacune des Parties 
contractantes. 


Fait ä Bruxelles le 25 septembre 1991. 
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Anhang I 

Technische Modalitäten der zusätzlichen Verringerung 
der Chlorideinleitungen der Elsässischen Kaligruben (MDPA) 

Annexe I 

Modalites techniques de la reduction supplementaire 
des rejets de chlorures des Mines de Potasse d’Alsace (MDPA) 


Die regulierende Reduzierung auf französischem Hoheitsgebiet 
wird durch eine vorübergehende Aufhaidung der Rückstands- 
salze aus den Elsässischen Kaligruben bis zu deren für 1998 
vorgesehenen Produktionsrückgang nach Maßgabe folgender 
Modalitäten durchgeführt: 

1. Die Aufhaidung beginnt, sobald die Chloridkonzentration in 
einem Zeitraum von 24 aufeinanderfolgenden Stunden an der 
deutsch-niederländischen Grenze den Orientierungswert von 
200 mg/l (gemessen an der Internationalen Meßstelle Lobith) 
überschreitet und gleichzeitig für die nächsten vier Tage, nach 
dem von der Internationalen Kommission für die Hydrologie 
des Rheingebietes beschriebenen Prognosemodell eine 
Abnahme der Abflüsse vorhergesagt worden ist (Bericht der 
KHR Nr. 1-7, 1988). 

2. Die Aufhaidung wird eingestellt, sobald die Chloridkonzentra- 
tion in einem Zeitraum von 24 aufeinanderfolgenden Stunden 
den Wert von 200 mg/l wieder erreicht oder niedriger ist und 
gleichzeitig nach demselben Vorhersagemodell für die näch- 
sten vier Tage eine Zunahme der Abflüsse vorhergesagt 
worden ist. 

3. Zu Beginn wird jeweils progressiv aufgehaldet, bis in höch- 
stens fünf Werktagen die volle Kapazität erreicht wird. 

4. Die Menge des aufzuhaldenden Salzes wird durch die Produk- 
tion fester lagerfähiger Rückstandssalze in den Betrieben 
begrenzt. Die Elsässischen Kaligruben werden sich bemühen, 
in Zeiten, in denen der Wert von 200 mg/l an der deutsch- 
niederländischen Grenze überschritten wird, eine größtmög- 
liche Menge des verfügbaren Salzes aufzuhalden; diese 
Menge liegt je nach Umfang der Streusalzhersteilung und bei 
normalem Betrieb zwischen 42 kg/s und 56 kg/s. 

5. Nach Leistung der finanziellen Beiträge aller Vertragsparteien 
haben die Elsässischen Kaligruben ein Jahr Zeit, um mit der 
vorläufigen Aufhaidung zu beginnen, die im vorliegenden Pro- 
tokoll vorgesehen ist. In der Zwischenzeit werden die MDPA 
die bereits vorhandene Ausrüstung für die erste Phase der 
vorläufigen Aufhaidung so gut wie möglich einsetzen, um ihre 
Einleitungen zu begrenzen. 


La räduction moduläe sur le territoire frangais est obtenue par 
un stockage provisoire ä terre de sels räsiduaires par les Mines de 
Potasse d’Alsace, jusqu’ä la däcroissance de leur activitä prävue 
pour 1998, selon les modalitäs suivantes: 

1 . Le stockage ä terre est dämarrä des que la concentration en 
chlorures däpasse sur une päriode de 24h consäcutives la 
valeur d’orientation de 200 mg/l ä la frontiäre germano-näer- 
landaise, (mesuräe ä la Station internationale de Lobith) et si 
une Evolution ä la baisse des däbits est prävue simultanäment 
pour les quatre prochains jours, selon le modäle de prävision 
däcrit par la Commission Internationale de l’Hydrologie du 
Bassin du Rhin (Rapport n° 1-7, 1988 de la CHR). 

2. Le stockage est arrätä des que la concentration en chlorures, 
sur une päriode de 24h consäcutives, revient ä une valeur 
infärieure ou ägale ä 200 mg/l et si une Evolution ä la hausse 
des däbits est prävue simultanäment pour les quatre pro- 
chains jours, selon le meme modäle de prävision. 

3. A chaque mise en route, la mise en oeuvre du stockage esi 
opäräe progressivement jusqu’ä atteindre, en 5 jours ouvräs 
au plus sa pleine capacitä. 

4. La quantitä de sei ä stocker est limitäe par la production de sei 
räsiduaire solide stockable des fabriques. Les Mines de 
Potasse d’Alsace s’efforceront de stocker la plus grande 
quantitä possible du sei disponible pendant les päriodes de 
däpassement de la valeur de 200 mg/l ä la frontiäre germano- 
näerlandaise; cette quantitä est comprise entre 42 kg/s et 
56 kg/s, selon la quantitä de sei de däneigement produite, et 
pour une activitä normale des fabriques. 

5. A compter du versement par toutes les parties contractantes 
de leurs contributions financiäres, les Mines de Potasse d’Al- 
sace disposent d’un an pour la mise en oeuvre du stockage 
provisoire prävu au titre du präsent protocole. Dans cette 
attente, les MDPA utiliseront au mieux les äquipements däjä 
en place pour la premiere phase de stockage provisoire afin 
de limiter leurs rejets. 
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Anhang II 

Technische Grundlagen der in Artikel 3 
genannten Maßnahmen auf niederländischem Hoheitsgebiet 

Annexe II 

Bases techniques pour les mesures 
ä prendre sur le territoire näerlandais prävues ä l’article 3 


Die Einleitung von Brackwasser aus dem Wieringermeerpolder 
ins IJsselmeer wird eingestellt. Dieses Wasser wird künftig unmit- 
telbar ins Wattenmeer geleitet. Dazu sollen folgende Maßnahmen 
getroffen werden: 

1 . Das südliche Schöpfwerk, das Schöpfwerk „Lely“, wird stillge- 
legt. Der Polder soll dann lediglich mit Hilfe des nördlichen 
Schöpfwerks, des Schöpfwerks „Leemans“, entwässert wer- 
den. Zu diesem Zweck soll die Entwässerung der vier Teile 
des Polders geändert werden. Teil II wird über bereits vorhan- 
dene Entwässerungsgräben in Teil III entwässert. Teil IV mit 
Hilfe eines noch zu bauenden Hilfsschöpfwerks mit einer 
Leistung von "2,5 m 3 /s ebenfalls in Teil III. Teil III wird nach 
Anlage einer Verbindung zwischen der Waterkaaptocht und 
der Hooge Kwelvaart völlig vom Schöpfwerk „Leemans“ ent- 
wässert werden. Der Querschnitt der Robbevaart in Teil III 
wird auf einer Strecke von ca. 2 km zwischen dem Anschluß an 
die Hooge Kwelvaart und dem Schöpfwerk „Leemans“ dem 
erhöhten Abfluß angepaßt. Bei hohen Wasserüberschüssen 
wird Teil III teilweise mit Hilfe eines noch zu bauenden Hilfs- 
schöpfwerks mit einer Leistung von 6,8 m 3 /s zum Teil I hin 
entwässern. 

2. Die Leistung des Schöpfwerks „Leemans“, das die Polderteile 
I und III entwässert, wird der anfallenden höheren Wasser- 
menge entsprechend erhöht. Die Dieselmotoren für den 
Antrieb der Zentrifugalpumpen werden durch Installation eines 
elektronischen Meß- und Regelsystems und eines Siche- 
rungssystems für Dauerbetrieb eingerichtet. Die Zentrifugal- 
pumpen werden der größeren Förderhöhe angepaßt. 

3. Das Schöpfwerk „Leemans“ wird das Wasser aus dem Polder 
zu dem in offener Verbindung mit dem Wattenmeer stehenden 
Vorhafen der Stevinschleusen pumpen. 

4. Im Rahmen dieser Maßnahmen werden Kabel, Leitungen, 
Straßen, Straßeneinmündungen angelegt und neu verlegt 
bzw. umgebaut und andere bauliche Maßnahmen getroffen. 

5. Die Gesamtkosten der Investitionen werden auf 32,37 Millio- 
nen Niederländische Gulden veranschlagt. 


Les eaux saumätres du polder du Wieringermeer ne seront plus 
övacuees dans I’ IJsselmeer. Elles seront rejetöes directement 
dans la mer des Wadden. A cet effet seront prises les mesures 
suivantes: 

1. La Station de pompage märidionale, la Station „Lely“, sera 
mise hors Service, toutes les eaux excödentaires du polder 
etant dösormais övacuöes par la Station de pompage septen- 
trionale, la Station „Leemans“. Pour ce faire, tout le Systeme 
de drainage des quatre zones du polder sera modifiö. Les 
eaux excädentaires de la zone II seront evacuöes sur la 
zone III par les canaux existants. Celles de la zone IV seront 
ögalement övacuöes sur la zone III au moyen d’une nouvelle 
Station de pompage d’une capacitä de 2,5 m 3 /s. Quant ä la 
zone III, eile sera drainöe entiärement par la Station „Lee- 
mans“ gräce ä l’arnönagement d’un raccordement entre le 
Waterkaaptocht et le Hooge Knwelvaart. Dans la zone III, le 
Robbevaart sera ölargi sur environ 2 km entre la jonction avec 
le Hooge Kwelvaart et la Station „Leemans“, afin de pouvoir 
absorber le döbit plus ölevä. En cas de surcharge, la zone III 
sera partiellement drainöe vers la zone I au moyen d’une 
nouvelle Station de pompage d’une capacitä de 6,8 m 3 /s. 

2. La Station de pompage „Leemans“, qui övacuera les eaux 
excädentaires des zones I et III, sera adaptäe pour un döbit 
moyen plus elevä. Les moteurs diesel qui entraTnent les 
pompes ä rouet seront adaptes pour pouvoir fonctionner en 
conti nu, gräce ä l’installation d’un systäme älectronique de 
mesure et de rägulation et d’un dispositif de söcuritä. Les 
pompes ä rouet seront adaptöes en consäquence, de maniäre 
ä pouvoir pomper l’eau ä un niveau plus ölevä. 

3. La Station de pompage „Leemans“ pompera les eaux excö- 
dentaires du polder vers le bassin d’attente des äcluses 
„Stevin“, qui est en relation directe avec la mer des Wadden. 

4. Dans le cadre de ces travaux, des cäbles, des conduites et 
des canalisations, des routes et des voies de raccordement, 
ainsi que d’autres ouvrages devront etre amenagös ou re- 
construits. 

5. Les coüts totaux des investissements sont övaluös ä 32,37 
millions de florins nöerlandais. 
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Anhang III 

Finanzielle Modalitäten 
Annexe III 

Modalites financieres 


1 . Ausgabengrenze 

1.1 Niederlande 

1.1.1 Für die in den Niederlanden durchzuführenden Arbeiten 
haben die Vertragsparteien die Höchstgrenze für die Kosten 
auf maximal 32,37 Millionen Niederländische Gulden fest- 
gelegt. 

1 .2 Frankreich 

1.2.1 Die in Frankreich durchzuführenden Arbeiten werden auf 
maximal 400 Millionen Französische Franken Nominalwert 
begrenzt, darin sind sowohl die Investitionen als auch die 
Betriebskosten, die den Kosten für die Auf- und späterere 
Abhaldung entsprechen, enthalten. Dieser Betrag stellt eine 
Ausgabengrenze dar, bei deren Überschreitung Frankreich 
von den Verpflichtungen zur Aufhaidung befreit ist. 

1 .2.2 Das Programm für die 2. Phase wird in drei Zeitabschnitte 
aufgeteilt: (1991-1993 einschl.; 1994-1996 einschl. und 
1997-1998). Jeder der Zeitabschnitte wird von den Vertrags- 
parteien in jährlichen Raten vorfinanziert, wodurch Frank- 
reich die im nachstehenden Absatz pro Zeitabschnitt vorge- 
sehenen Kosten abdecken kann. 

1.2.3 Für jeden Zeitabschnitt legen die Vertragsparteien die 
Grenze der von Frankreich einzugehenden Ausgaben fol- 
gendermaßen fest: 

- 1 55 MF Nominalwert für den ersten Zeitabschnitt, 

- 145 MF Nominalwert für den zweiten Zeitabschnitt, 

- 100 MF Nominalwert für den dritten Zeitabschnitt. 

1.2.4 Diese Summen vermindern sich um den in Punkt 2.1.4 
dieses Anhangs angeführten Betrag. 

1 .2.5 In der Praxis variieren die Betriebskosten mit der Wasser- 
führung des Rheins. 

1 .2.6 In jedem Jahr wird Frankreich von den Verpflichtungen zur 
Aufhaidung entbunden, sobald die in dem berücksichtigten 
Jahr getätigten Ausgaben die entsprechende Ausgaben- 
grenze gemäß Punkt 2 und Punkt 3.2.3 erreichen. Die 
Berechnung der von Frankreich eingegangenen Betriebs- 
kosten geschieht, indem die aufgehaldete Menge mit 61 ,5 
Französischen Franken pro Tonne (Französische Franken, 
Wert 1 988 angepaßt) multipliziert wird. Für das erste Jahr 
müssen die Investitionskosten (40 Millionen Französische 
Franken, Wert 1988 angepaßt) hinzugefügt werden. 

1 .2.7 Wenn außergewöhnliche klimatische Bedingungen dazu 
führen können, daß die jährliche Ausgabengrenze gemäß 
Punkt 2 und Punkt 3.2.3 vor Ablauf des betrachteten Jahres 
erreicht wird und daß daher die Aufhaidung nachhaltig bis 
zum nächsten Jahr eingestellt wird, kann Frankreich nach 
Abstimmung in der IKSR und innerhalb der Ausgaben- 
grenze des laufenden Jahres zeitweise und längstens bis 
zum Anfang des nächsten Jahres die aufzuhaldende 
Menge senken oder den Orientierungswert anheben. 


1 . Plafond de depenses 

1.1 Pays-Bas 

1.1.1 Pour les travaux ä räaliser aux Pays-Bas, le coüt maximal 
retenu par les parties contractantes est fixä ä un maximum 
de 32,37 millions de florins näerlandais. 


1 .2 France 

1 .2.1 Les travaux ä räaliser en France sont limitäs ä un montant 
maximal de däpenses de 400 millions de francs frangais 
courants, comprenant ä la fois des däpenses d’investisse- 
ments et de fonctionnement correspondant aux frais de 
stockage et de dästockage ultärieur. Ce montant constitue 
un plafond de däpenses au-delä duquel la France est 
libäräe de ses obligations de stockage. 

1 .2.2 Le Programme de la 2 ftma phase sera däcomposä en trois 
päriodes: (1991 ä 1993 inclus; 1994 ä 1996 inclus et 1997 ä 
1998). Chacune d’entre elles donnera lieu au versement 
annuel par les parties contractantes d’un präfinancement 
permettant ä la France de faire face aux däpenses prävues 
pour chaque päriode par le paragraphe suivant. 

1 .2.3 Pour chacune des päriodes les parties contractantes fixent 
comme suit les plafonds de däpenses devant ötre enga- 
gäes par la France: 

- 1 55 MF courants pour la päriode initiale, 

- 145 MF courants pour la seconde päriode, 

- 100 MF courants pour la troisiöme päriode. 

1 .2.4 Ces montants seront räduits ä concurrence de la somme 
visäe au point 2.1.4 de cette annexe. 

1 .2.5 Les däpenses de fonctionnement seront dans la pratique 
variables suivant l’hydraulicitä du Rhin. 

1 .2.6 A chaque annäe, la France est libäräe de ses obligations de 
stockage dös lors que les däpenses effectuäes au cours de 
l’annäe considäräe atteignent le plafond de däpenses räsul- 
tant du point 2 et du point 3.2.3. A cette fin, le calcul des 
däpenses de fonctionnement engagees par la France s’ef- 
fectue en multipliant les quantitäs stockäes par 61 ,5 francs 
frangais par tonne (francs frangais 1988 ajustäs). Pour la 
premiäre annäe, il convient d’ajouter les däpenses d’inves- 
tissement (40 millions de francs frangais 1988 ajustäs). 

1 .2.7 Si des conditions climatiques exceptionnelles risquent de 
conduire ä atteindre le plafond annuel de däpenses räsul- 
tant du point 2 et du point 3.2.3 avant la fin de 1‘annäe 
considäräe et en consäquence ä arröter durablement les 
opärations de stockage jusqu’ä l’annäe suivante, la France 
pourra, apräs consultation au sein de la CI PR et dans la 
limite du plafond de däpenses de l’annäe en cours, abaisser 
temporairement les quantitäs ä stocker ou augmenter la 
valeur d’ Orientation, au plus tard jusqu’au däbut de l’annäe 
suivante. 
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2. Modalitäten für die Finanzierungsberechnung 

2.1.1 Die zu bezahlenden Kosten jedes Zeitabschnitts, ausge- 
drückt im Wert des Ausgabejahres, sind der nachstehenden 
Tabelle zu entnehmen: 




Millio 

Teil- Gesamt- 


Jahr 

nen 

Fr. 

Franken 

summe summe 

erster Zeit- 

1991 

90 


abschnitt 

1992 

38 



1993 

27 

155 

zweiter Zeit- 

1994 

73 


abschnitt 

1995 

36 



1996 

36 

145 

dritter Zeit- 

1997 

50 


abschnitt 

1998 

50 

100 400 


2.1.2 Die Vertragsparteien werden durch jährlich einmalige Vor- 
auszahlungen ihren Anteil an diesen Kosten begleichen. 

2.1 .3 Die Ausgaben werden nach dem in Artikel 4 des vorliegen- 
den Protokolls vorgesehenen Verteilerschlüssel auf die Ver- 
tragsparteien aufgeteilt. 

2.1.4 Die Höhe des bereits geleisteten schweizerischen Beitrags 
zur dauerhaften Reduzierung der Chloridbelastung des 
Rheins, die gemäß Artikel 4 mit 12 Millionen Französischen 
Franken berechnet wird, wird ab dem zweiten Zeitabschnitt 
der Zahlung berücksichtigt. 


3. Zahlung der Kosten 

3.1 Ausgaben der Niederlande 

3.1.1 Die Finanzierung der Arbeiten in den Niederlanden erfolgt 
durch die Beteiligten spätestens 3 Monate nach Inkrafttre- 
ten des Zusatzprotokolls, jedoch nicht vor dem 31 . März 
1994. 

3.1.2. Die Ausgaben werden nach dem in Artikel 4 des vorliegen- 
den Protokolls vorgesehenen Verteilerschlüssel auf die 
Vertragsparteien aufgeteilt. Die Leistungen sind in Nieder- 
ländischen Gulden zu erbringen auf das Konto Nummer 
60 01 13 019 der „Nederlandse Bank N.V.“ in Amsterdam 
zugunsten des „Ministerie van Verkeer en Waterstaat 
(RWS)“ unter Angabe des Verwendungszweckes „Wierin- 
germeerprojekt“. 

3.2 Ausgaben Frankreichs 

3.2.1 Die Arbeiten laufen in 1991 erst an, wenn alle Beiträge für 
das betreffende Jahr als Vorauszahlung eingegangen sind. 
Die Beiträge für jedes darauffolgende Jahr werden von 
jeder Vertragspartei in Form einer einzigen jährlichen Vor- 
auszahlung spätestens bis zum 31. Januar des betreffen- 
den Jahres geleistet. Im Falle der Nichtzahlung bis zu 
diesem Datum und nach Erschöpfung der verfügbaren Mit- 
tel sowie nach Information der anderen Vertragsparteien 
wird Frankreich bis zur vollständigen Zahlung aller Beiträge 
von den Verpflichtungen zur regulierenden Reduzierung für 
das betreffende Jahr entbunden. 

3.2.2 Frankreich wird am Ende jeden Jahres eine Information 
über die aufgehaldeten Mengen und die damit verbundenen 
Kosten, berechnet nach den in Punkt 1 .2.6 vorgesehenen 
Modalitäten, vorlegen. 

3.2.3 Sollten die so berechneten Kosten der tatsächlichen Aufhal- 
dung unter der für das Jahr anfänglich festgelegten Grenze 
liegen (Punkt 2.1.1), wird der Differenzbetrag (erhöht um die 
Zinsen auf diese Summe über 11/12 Jahre zum Jahreszins- 
satz für die Beschaffung langfristiger nationaler Kredite) auf 
das folgende Jahr übertragen. Dadurch wird die Ausgabe- 
grenze des folgenden Jahres entsprechend erhöht. 


2. Les modalitäs de calcul des financements 

2.1 .1 Le räglement des däpenses de chaque päriode, exprimäes 
en valeur de leur annäe d’engagement, s’effectuera confor- 
mäment au tableau ci-dessous: 



annäe 

millions 

total 

total 



de francs 

partiel 

gänäral 



frangais 



Premiere 

1991 

90 



päriode 

1992 

38 




1993 

27 

155 


deuxieme 

1994 

73 



päriode 

1995 

36 




1996 

36 

145 


troisiäme 

1997 

50 



päriode 

1998 

50 

100 

400 


2.1.2 Les parties contractantes regleront leur contribution ä ces 
coüts par versement annuel unique et präalable. 

2.1 .3 Les däpenses sont räparties entre les parties contractantes 
selon la clä de räpartition prävue par l’article 4 du präsent 
protocole. 

2.1.4 Le montant de la contribution dont la Suisse s’est däjä 
acquittee en vue de la räduction durable des charges en 
chlorures du Rhin, s’äläve apräs calcul ä 12 millions de 
francs frangais, comme mentionnä ä l’article 4. Ce montant 
sera pris en compte ä partir de la deuxiäme päriode de 
paiement. 

3. Paiement des däpenses 

3.1 Däpenses des Pays-Bas 

3.1.1 Le financement des travaux aux Pays-Bas sera effectuä par 
les parties prenantes au plus tard 3 mois apres l’eriträe en 
vigueur du protocole additionnel mais pas avant le 31 mars 
1994. 

3.1.2 Les depenses seront räparties entre les parties contrac- 
tantes selon lä clä de räpartition prävue par l’article 4 du 
present protocole. Les versements seront effectuäs en flo- 
rins näerlandais au compte n° 60 01 13 019 aupräs de 
«Nederlandse Bank N.V.» ä Amsterdam au profit de 
«Ministerie van Verkeer en Waterstaat (RWS)» en indiquant 
la destination «Wieringermeerprojekt». 


3.2 Däpenses frangaises 

3.2.1 Le lancement des travaux en 1991 est subordonnä au 
versement präalable de l’ensemble des contributions pour 
l’annäe concemäe. Les contributions pour chacune des 
annees postärieures seront rägläes par chaque partie 
contractante par un versement annuel unique et präalable, 
au plus tard le 31 janvier de l’annäe en cause. En cas de 
non-paiement ä cette date, apräs äpuisement des fonds 
disponibles et apres information des autres parties contrac- 
tantes, la France est libäräe pour l’annäe concemäe de ces 
obligations de stockage modulä jusqu’au versement com- 
plet de l’ensemble des contributions. 

3.2.2 Au terme de chaque annäe, une information sur les quan- 
titäs stockäes et les coüts y affärents calculäs selon les 
modalitäs prävues au point 1.2.6 sera präsentäe par la 
partie frangaise. 

3.2.3 Dans l’hypothäse oü le coüt ainsi calculä des stockages 
effectivement räalisäs serait infärieur au plafond initiale- 
ment fixä pour l’annäe concemäe (point 2.1.1), la somme 
correspondant ä la diffärence entre ces deux termes (ma- 
joräe des intäräts portäs par cette somme sur les 11/12*”* 
de l’annäe au taux d’intärät annuel ä long terme du crädit 
national) est reportäe sur l’annäe suivante. Elle augmente 
ainsi ä due concurrence le plafond des däpenses de l’annäe 
suivante. 
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4. Abschluß der Beiträge 


4. Apurement des contributions 


4.1 Niederlande 

4.1 .1 Für die Ausgaben auf niederländischem Hoheitsgebiet sind 
die Vorauszahlungen nicht schuldbefreiend, und spätestens 
am 31. Dezember 1998 wird ein Kontenabschluß im Ver- 
gleich zu den getätigten Ausgaben mit der unter Punkt 1 .1 
vorgesehenen Ausgabengrenze durchgeführt. Sollten die 
von den Niederlanden eingegangenen Ausgaben unter 
32,37 Millionen Niederländischen Gulden liegen, verpflich- 
ten sich die Niederlande dazu, die zuviel gezahlte Summe 
einschließlich der Zinsen, die sich für ein Jahr auf den 
Zinssatz für die Beschaffung langfristiger nationaler Kredite 
stützen, zurückzuzahlen. 

4.2 Frankreich 

4.2. 1 Für die Ausgaben auf französischem Hoheitsgebiet sind die 
Vorauszahlungen nicht schuldbefreiend und spätestens am 
31. Dezember 1998 wird ein Kontenabschluß im Vergleich 
zu den Ausgaben, berechnet nach den Modalitäten in den 
Punkten 1 .2.3, 1 .2.4 und 1 .2.6 und den in Punkt 2 vorgese- 
henen Ausgabegrenzen, gegebenenfalls erhöht um die in 
Punkt 3.2.3 erwähnten Überträge, durchgeführt. Sollten die 
von Frankreich eingegangenen Ausgaben unter dem in 
Punkt 1.2 angesprochenen Betrag liegen, verpflichtet, 
Frankreich sich dazu, die zuviel gezahlte Summe ein- 
schließlich der Zinsen, die sich für 11/12 Jahre auf den 
Jahreszinssatz für die Beschaffung langfristiger nationaler 
Kredite stützen, zurückzuzahlen. Hierbei ist auch der Preis- 
steigerungsrate Rechnung zu tragen. 


4.1 Pays-Bas 

4.1.1 Pour les däpenses en territoire näerlandais, les versements 
ne sont pas libäratoires et un apurement däfinitif des 
comptes sera räalisä au plus tard le 31 däcembre 1998 par 
comparaison des däpenses effectuäes avec le plafond des 
däpenses prävues au 1.1 ci-dessus. Dans l’hypothäse oü 
les däpenses effectuäes par les Pays-Bas seraient infä- 
rieures ä 32,37 millions de florins, les Pays-Bas s’engagent 
ä restituer le trop pergu majorä des intärets portäs sur un an 
au taux d’intärät ä long terme du crädit national. 


4.2 France 

4.2.1 Pour les däpenses en territoire frangais, les versements 
präalables ne sont pas libäratoires et un apurement däfinitif 
des comptes sera räalisä au plus tard le 31 däcembre 1998 
par comparaison des däpenses engagäes calculäes selon 
les modalitäs prevues aux points 1.2.3, 1.2.4 et 1.2.6 ci- 
dessus et les plafonds de däpenses prevus au point 2 
eventuellement augmentäs des reports prävus au point 
3.2.3 ci-dessus. Dans l’hypothäse oü les däpenses effec- 
tuäes par la France seraient infärieures au montant indiquä 
sous le point 1.2, la France s’engage ä restituer le trop 
pergu majorä des intärets portäs sur les 11/12* 1 " d’une 
annäe au taux d’intäret ä long terme du crädit national. A cet 
ägard, il convient de tenir compte aussi bien du taux de 
hausse des prix. 
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Anhang IV 


Nationale Frachten (in kg/s) aus Chlorid-Ionen-Ableitungen 
von mehr als 1 kg/s in einzelnen Stromabschnitten 


Stromabschnitt 

in der Schweiz 

in Frankreich 

in Deutschland 

in den Niederlanden 

Mittel- 

wert') 

Maximal- 

wert 2 ) 

Mittel- 

wert 1 ) 

Maximal- 

wert 2 ) 

Mittel- 

wert 1 ) 

Maximal- 

wert 2 ) 

Mittel- 

wert 1 ) 

Maximal- 

wert 2 ) 

Stein am Rhein-Kembs 

10 








Kembs-Seltz/Maxau 



130 3 ) 


n 

m 


bi 

Seitz/Maxau-Mainz 





15,8 

17,5 


bi 

Mainz-Braubach/Koblenz 





9.9 

10,0 


ib 

Braubach/Koblenz- 

Bimmen/Lobith 



38“) 


105 

123,6 



Bimmen/Lobith-Mündung 








Bl 

Gesamt 

bis zum 31. 12. 1998 

10 


168 3 ) 


134,9 




Gesamt 
ab 1. 1. 1999 

5 


108 5 ) 


134,9 





') Mittelwert bedeutet das langjährige Jahresmittel nach Messungen an den Ableitungen. 

2 ) Maximalwert bedeutet die genehmigte maximale Fracht (die zeitweise, z. B. bei einer höheren Wasserführung erreicht wird). 

3 ) Dieser Wert verringert sich entsprechend der Durchführung der Maßnahmen nach Artikel 2 Abs. 2 des Übereinkommens und Artikel 1 des Zusatz- 
protokolls. 

4 ) Die Chlorid-Ionen-Ableitungen werden so reguliert, daß die Konzentration, die sich aus den Ableitungen von mehr als 1 kg/s Chlorid-Ionen ergibt, an der 
Meßstation Hauconcourt an der Mosel 400 mg/l Chlorid-Ionen nicht überschreitet. Die angegebene mittlere Jahresfracht darf nicht überschritten werden. 

5 ) Auf der Strecke Kembs-Seltz/Maxau soll der Wert von 75 kg/s nicht überschritten werden. 
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Annexe IV 


Charges nationales (en kg/s) rösultant des rejets en ions-chlore 
supärieurs ä 1 kg/s dans differentes sections du fleuve 


Sections du fleuve 

en Suisse 

en France 

en Allemagne 

aux Pays-Bas 

Valeur 

moyenne 1 ) 

Valeur 

maximale 2 ) 

Valeur 

moyenne 1 ) 

Valeur 

maximale 2 ) 

Valeur 

moyenne 1 ) 

Valeur 

maximale 2 ) 

Valeur 

moyenne 1 ) 

Valeur 

maximale 2 ) 

Stein am Rhein-Kembs 

10 








Kembs-Seltz/Maxau 



130 3 ) 


H 

■9 



Seltz/Maxau-Mayence 





15,8 

17,5 



Mayence-Braubach/Coblence 





9,9 

10,0 



Braubach/Coblence- 

Bimmen/Lobith 

_ 


38 4 ) 


105 

123,6 



Bimmen/Lobith-embouchure 









Total 

jusqu’au 31. 12. 1998 

10 


168 3 ) 






Total 

ä partir du 1. 1. 1999 

5 


108 5 ) 


134,9 





^ La valeur moyenne s’entend de la valeur moyenne annuelle de longue duree aprös mesures sur les rejets. 

2 ) La valeur maximale s'entend de la Charge maximale admise, (atteinte de temps ä autre, par exemple ä Poccasion d’un döbit plus elev6). 

3 ) Cette valeur diminue en fonction de la räalisation des mesures prevues ä l'article 2 paragraphe 2 de la Convention et ä Particle 1 du protocole additionnel. 

4 ) Les rejets en ions-chlore sont modutes de fagon teile que la concentration rösultant des rejets sup6rieurs ä 1 kg/s d’ions-chlore ne depasse pas 400 mg/l 
d’ions-chlore ä la Station de mesure d’Hauconcourt sur la Moselle. La Charge moyenne annuelle indiqu6e ne doit pas §tre d6pass6e. 

5 ) Sur le trongon Kembs-Seltz/Maxau, la valeur de 75 kg/s ne doit pas etre d6pass6e. 
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Denkschrift zu dem Zusatzprotokoll 

I. Allgemeines 

Das dem Zusatzprotokoll zugrundeliegende Chloridüber- 
einkommen vom 3. Dezember 1976 (BGBl. 1978 II S. 1053, 
1065 - Chloridübereinkommen/Rhein), wie geändert durch 
den Briefwechsel vom 29. April/4. Mai 1983 (BGBl. 1984 II 
S. 1017, 1985 II S. 1007) und die Erklärung vom 11. De- 
zember 1986 (BGBl. 1989 II S. 1045), sieht im wesent- 
lichen vor, daß die Einleitungen von Abfallsalzen auf fran- 
zösischem Hoheitsgebiet in zwei Phasen schrittweise von 
130 kg/s um mindestens 60 kg/s Chloridionen im Jahres- 
mittel verringert werden und nach Durchführung dieser 
Maßnahmen weitere Salzreduzierungen auf der gesamten 
Rheinstrecke durch die Internationale Kommission zum 
Schutz des Rheins (IKSR) geprüft werden sollen. Die erste 
Phase der Salzreduzierung in Höhe von 20 kg/s begann im 
Jahre 1987, dabei leistete die Bundesrepublik Deutsch- 
land aus dem Bundeshaushalt den ihrem vertraglichen 
Anteil von 30 Prozent entsprechenden Beitrag in Höhe von 

19.3 Millionen DM. Über die zweite Phase einer Redu- 
zierung um weitere 40 kg/s und die Lösung des Chlorid- 
problems wurde wegen französischer Standortprobleme 
und niederländischer Anregungen in Form des Zusatzpro- 
tokolls Einigung erzielt. 

Das Zusatzprotokoll enthält als wesentliche Regelungen 
eine modulierte Form der Rückhaltemaßnahmen bei den 
Elsässischen Kaliminen, so daß bei Niedrigwasserführung 
des Rheins durch Ausschöpfung aller Rückhaltekapazitä- 
ten ein übermäßiger Anstieg der Salzkonzentration verhin- 
dert wird. Die modulierte Aufhaidung der Abfallsalze auf 
französischem Hoheitsgebiet, im Elsaß, erfolgt bis Ende 
des Jahres 1998 und verursacht Kosten bis zur Höhe von 
insgesamt 400 Millionen Französische Franken. Daran 
schließt sich ab dem Jahre 1999 zu einem von der IKSR 
festzulegenden Zeitpunkt eine schrittweise Wiederein- 
leitung an, wobei der Orientierungswert von 200 mg/l 
Chloridionen an der deutsch-niederländischen Grenze be- 
achtet werden muß. Die finanziellen Mittel werden von den 
Vertragsparteien nach dem Effizienzgrundsatz dort ein- 
gesetzt, wo sie den größten ökologischen Nutzen erbrin- 
gen. Die Maßnahmen zur Verringerung der Chloridein- 
leitungen im Elsaß reduzieren die Chloridkonzentrationen 
wirksamer, schneller und kostengünstiger als etwa die 
Verringerung bei einer Vielzahl vergleichsweise geringer 
Einleitungen aus dem Bergbau oder der Industrie, z. B. auf 
der deutschen Rheinstrecke. Ebenfalls Teil der Verein- 
barung ist auf niederländischem Hoheitsgebiet zur Sicher- 
stellung der Wasserversorgung Nordhollands aus dem 
Ijsselmeer die finanzielle Beteiligung an der Umleitung 
salzhaltigen Polderwassers vom Ijsselmeer in das Watten- 
meer bis zur Höhe von insgesamt 32,37 Millionen Nieder- 
ländische Gulden. Beide Vorhaben werden nach dem 
Verteilerschlüssel finanziert, wie er schon für das Chlorid- 
übereinkommen/Rhein besteht, für die Bundesrepublik 
Deutschland von 30 Prozent und insgesamt bis zu 

44.3 Millionen DM. 

Bis zum Inkrafttreten des Zusatzprotokolls wird die modu- 
lierte Aufhaidung aufgrund der ebenfalls am 25. Septem- 
ber 1991 in Brüssel Unterzeichneten Delegationsleiter- 
erklärung der am Abkommen bezüglich der Internationalen 
Kommission zum Schutze des Rheins beteiligten Regie- 
rungen als Erprobungsphase auf der Grundlage des 


Chloridübereinkommens/Rhein durchgeführt. Durch die 
dem Zusatzprotokoll entsprechenden Zahlungen gemäß 
der Delegationsleitererklärung für die französischen Auf- 
haldungsmaßnahmen in den Jahren 1991 bis 1993 hat 
sich bis Ende 1993 der gesamte deutsche Anteil an beiden 
Projekten nach dem Zusatzprotokoll in Höhe von bis zu 

44,3 Millionen DM um rd. 8,1 Millionen DM (1991), 3,2 Mil- 
lionen DM (1992) und 2,4 Millionen DM (1993) verringert. 
Der Betrag wird sich aufgrund der Delegationsleitererklä- 
rung bis zum 31. Januar 1994 durch die Zahlung für das 
Jahr 1994 um weitere 6,5 Millionen DM reduzieren. Die 
Durchführung des Zusatzprotokolls wird danach zu Aus- 
gaben zu Lasten des Bundeshaushalts in Höhe von ins- 
gesamt 24,0 Millionen DM führen. Die Ausgaben sind in 
der Finanzplanung des Bundes bis 1997 unter Kapitel 1602 
Titel 89601 berücksichtigt und werden sich auf die Jahre 
1994 bis 1998 wie folgt verteilen: 

1994 8600 TDM, die als Einmalzahlung 

voraussichtlich im Jahre 1994 
zahlbar sind. 

1995 3200 TDM 

1996 3200 TDM 

1997 4500 TDM 

1998 4500 TDM 

Summe: 24000 TDM. 


II. Besonderes 

Zu den Artikeln 1 und 2 

Diese Vorschriften regeln die Rückhaltemaßnahmen auf 
französischem Hoheitsgebiet. 

Die Reduzierung der Abfallsalze nach dem Zusatzprotokoll 
stellt die Ausführung des Übereinkommens nach dem 
Artikel 2 Abs. 1, 3, 4 über die Maßnahmen auf französi- 
schem Hoheitsgebiet und Artikel 7 Abs. 3 über die Finan- 
zierung der zweiten Reduzierungsphase dar. Demnach 
führt die französische Regierung eine regulierende Redu- 
zierung auf französischem Hoheitsgebiet über die seit dem 
Jahre 1987 stattfindende Verringerung um 20 kg/sec Chlo- 
ridionen hinaus durch, sofern die Chloridkonzentrationen 
den Orientierungswert von 200 mg/l an der deutsch-nie- 
derländischen Grenze überschreitet. Der Anhang I regelt 
die näheren Einzelheiten dazu. Die entsprechend anfallen- 
den Abfallsalze werden vorübergehend aufgehaldet. Nach 
der Berichtspflicht von Absatz 2 unterrichtet die französi- 
sche Regierung die Vertragsparteien jährlich über die 
Maßnahmen und die damit verbundenen Kosten. 

Die so in Frankreich anfallenden Chloridmengen dürfen zu 
einem späteren Zeitpunkt in ökologisch vertretbarer Weise 
und mit Rücksicht auf andere Wassemutzungen in den 
Rhein eingeleitet werden, sobald sich die Produktion der 
Elsässischen Kaligruben verringert hat. Die Wiedereinlei- 
tung erfordert aber die Zustimmung der Vertragsparteien 
nach einem Vorschlag der IKSR. In Artikel 2 ist ferner 
festgelegt, daß der Orientierungswert von 200 mg/l Chlo- 
ridionen an der deutsch-niederländischen Grenze sowie 
Anhang IV über die nationalen Frachten aus Chloridionen- 
ableitungen auch für die Wiedereinleitungen angewendet 
werden. 
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Zu Artikel 3 

Zur Begrenzung der Chloridbelastungen im zur Trinkwas- 
sergewinnung genutzten Ijsselmeer leitet die niederländi- 
sche Regierung salziges Polderwasser aus dem Wierin- 
germeerpolder ins Wattenmeer statt ins Ijsselmeer ab. Die 
näheren Einzelheiten bestimmt Anhang II. 

Zu Artikel 4 

Der Verteilerschlüssel für die Kosten auf französischem 
Hoheitsgebiet in Höhe von bis zu 400 Millionen Französi- 
sche Franken und bis zu 32,37 Millionen Niederländische 
Gulden entspricht dem des Chloridübereinkommens (Arti- 
kel 7) und beträgt 30 Prozent für die Bundesrepublik 
Deutschland, so daß sie einen Betrag von zusammen bis 
zu 44,3 Millionen DM leistet; die Niederlande beteiligen 
sich mit 34 Prozent und die Schweiz mit 6 Prozent, Frank- 
reich mit 30 Prozent. 

In Anhang III sind die Zahlungsmodalitäten festgelegt so- 
wie die Berechnung des schweizerischen Beitrages, der 
wegen der dauerhaften Verminderung der Chloridfracht 
des Rheins bzvr. wegen der Einstellung der einzigen 
großen Salzeinleitung in der Schweiz um 12 Millionen 
Französische Franken reduziert wird. 

Zu den Artikeln 5 und 6 

Eine Steigerung der Chloridionenableitung im Rheinein- 
zugsgebiet verhindern die Vertragsparteien grundsätzlich 
nach den Werten der nationalen Frachten von Anhang IV 
(Stillhalteregelung). Steigerungen aus Einzelableitungen 
sind nur bei einem nationalen Frachtausgleich oder über 
einen Gesamtausgleich im Rahmen der IKSR zulässig. 
Ausnahmsweise kann eine Vertragspartei aus zwingenden 
Gründen eine Steigerung ohne sofortigen Ausgleich ge- 
nehmigen, wenn vorher eine Stellungnahme der IKSR 
eingeholt wurde. 

Die Niederlande trifft ein Verlagerungsverbot für die nach 
Artikel 3 verminderten Salzfrachten. Die reduzierten Salz- 
mengen dürfen nicht durch andere Einträge in das Ijssel- 
meer oder in den Rhein ganz oder teilweise ausgeglichen 
werden. 

Die Vertragsparteien vereinbaren außerdem, alle Chlorid- 
ionenableitungen von mehr als 1 kg/s im Rheineinzugs- 
gebiet und im Ijsselmeer zu überwachen und jährlich an 
die IKSR zu berichten. 

Die Artikel 3 und 6 des Chloridübereinkommens zur Still- 
halteregelung, zu Überwachungsmaßnahmen und zur An- 
passung von Anhang II sowie über zusätzliche Reduzie- 
rungsmaßnahmen werden aufgehoben; Anhang II des 
Übereinkommens wird durch Anhang IV ersetzt. Artikel 5 
des Zusatzprotokolls stimmt im wesentlichen mit Artikel 3 
des Übereinkommens überein. 

Zu den Artikeln 7 und 8 

Die Vorschriften des Chloridübereinkommens über Strei- 
tigkeiten zwischen Vertragsparteien und das Schiedsver- 
fahren (Artikel 13) und die Bestimmungen über Notifikation 
des innerstaatlichen Inkrafttretens (Artikel 14) und des 
allgemeinen Inkrafttretens (Artikel 16) sowie über Maßnah- 
men zur Fortführung der Aufgaben, wenn die Vereinba- 
rung vom 29. April 1963 über die IKSR gekündigt werden 
sollte (Artikel 17) gelten entsprechend. Die Kündigungs- 
klausel (Artikel 15) wird mit der Maßgabe angewendet, 
daß nach Inkrafttreten des Zusatzprotokolls das Chlorid- 


übereinkommen und das Zusatzprotokoll nur gemeinsam 
gekündigt werden können. Die Hinterlegung des Zusatz- 
protokolls erfolgt bei der Regierung der Schweiz. 

Zu Anhang I 

Der Anhang, auf den in Artikel 1 Abs. 1 verwiesen wird, 
legt für die modulierte Reduzierung auf französischem 
Hoheitsgebiet eine vorübergehende Salzaufhaldung bei 
den Elsässischen Kaligruben fest. Diese Reduzierung soll 
bis zum voraussichtlichen Produktionsrückgang im Jahre 
1998 nach folgendem Verfahren durchgeführt werden: Die 
Aufhaidung setzt ein, sobald der Orientierungswert von 
200 mg/l an der deutsch-niederländischen Grenze an 
24 aufeinanderfolgenden Stunden überschritten wird und 
nach dem Prognosemodell der Internationalen Kommis- 
sion für die Hydrologie des Rheingebiets zugleich für die 
nächsten vier Tage eine Abnahme des Rheinwassers vor- 
hergesagt wurde. Wird nach diesem Verfahren eine zu- 
nehmende Wasserführung vorausgesagt und der Orientie- 
rungswert von 200 mg/l, oder weniger, in 24 Stunden 
eingehalten, dann wird die Aufhaidung eingestellt. 

Die Menge der Rückstandssalze, die aufgehaldet werden 
können, begrenzen sich durch die Produktion fester lager- 
fähiger Rückstandssalze in den Betrieben. Bei Überschrei- 
tung des Orientierungswertes werden die Elsässischen 
Kaliminen anstreben, eine größtmögliche Salzmenge von 
42 kg/s bis 56 kg/s aufzuhalden. 

Ein Jahr nach Eingang aller Beitragsleistungen im Jahre 
1991 beginnen die Elsässischen Kaliminen mit der vorläu- 
figen Aufhaidung nach dem Protokoll und werden schon 
vorher mit der vorhandenen Ausrüstung alle Einleitungen 
soweit wie möglich begrenzen. 

Zu Anhang II 

Die Maßnahmen auf niederländischem Hoheitsgebiet 
nach Artikel 3 und deren technische Einzelheiten bestim- 
men sich nach Anhang II. Das Brackwasser aus dem 
Wieringermeerpolder wird nicht mehr ins Ijsselmeer, son- 
dern ins Wattenmeer geleitet. Dazu wird die Entwässerung 
des Polders geändert, indem u. a. das südliche Schöpf- 
werk stillgelegt und das nördliche Schöpfwerk für die Ent- 
wässerung ins Wattenmeer ausgebaut wird. Die Kosten 
aller Maßnahmen sind auf 32,37 Millionen Niederländische 
Gulden veranschlagt. 

Zu Anhang III 

In Ausführung von Artikel 4 beinhaltet Anhang III die finan- 
ziellen Einzelheiten der in Frankreich und den Niederlan- 
den durchzuführenden Maßnahmen in Höhe von bis zu 
400 Millionen Französische Franken bzw. 32,37 Millionen 
Niederländische Gulden. 

Die Ausgabengrenze für die Maßnahmen in Frankreich 
berücksichtigt alle Investitionen und Betriebskosten der 
Auf- und Abhaldung von Rückstandssalzen. Wird der Be- 
trag von 400 Millionen Französischen Franken überschrit- 
ten, dann wird Frankreich von seiner Verpflichtung zur 
Aufhaidung frei. Die Vertragsparteien finanzieren das in 
drei Zeitabschnitte gegliederte Programm (1991 bis 1993, 
1994 bis 1996, 1997 bis 1998) in jährlichen Raten vor, 
wodurch Frankreich pro Zeitabschnitt Ausgaben bis zur 
Höhe festgelegter Beträge eingehen darf. Ab dem Zeitab- 
schnitt 1994 bis 1996 vermindern sich die entsprechenden 
Summen um den nach Artikel 4 für die Schweiz anzurech- 
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nenden Betrag in Höhe von 12 Millionen Französische 
Franken. 

Sobald die jährliche Ausgabengrenze erreicht ist, ist 
Frankreich von den Aufhaidungsmaßnahmen entbunden. 
Für die Berechnung der von Frankreich zu leistenden 
Betriebskosten ist ein Schlüssel festgelegt, denen die ein- 
maligen Investitionskosten hinzuzufügen sind. 

Bei außergewöhnlichen klimatischen Wetterbedingungen, 
etwa extremem Niedrigwasser, die zur Erschöpfung der 
Ausgabengrenze vor Jahresende führen können, kann 
Frankreich nach Abstimmung in der IKSR die Aufhaidung 
zeitweise bis Jahresende so vermindern, daß die Ausga- 
bengrenze nicht überschritten wird, oder kann den Orien- 
tierungswert anheben. Die Ausgaben in den Niederlanden 
werden von den Beteiligten nach dem Verteilerschlüssel 
von Artikel 4 in Niederländischen Gulden spätestens drei 
Monate nach Inkrafttreten des Zusatzprotokolls, aber nicht 
vor dem 31. März 1994 in einem Betrag gezahlt. 

Die Arbeiten in Frankreich sollen für den Fall im Jahre 
1991 beginnen, in dem alle Beiträge für das betreffende 
Jahr als Vorauszahlung eingegangen sind; der frühzeitige 
Beginn dieser Arbeiten und die notwendigen Beitragslei- 
stungen vor dem Inkrafttreten des Zusatzprotokolls sind 
durch die Delegationsleitererklärung sichergestellt. Für die 
folgenden Jahre zahlen die Vertragsparteien ihre Beiträge 
bis zum 31. Januar im voraus. Sollten die Ausgaben für 


das betreffende Jahr bis zum Vorauszahlungstermin nicht 
gezahlt und die verfügbaren Mittel nach Unterrichtung der 
anderen Vertragsparteien erschöpft sein, wird Frankreich 
von der regulierenden Salzeinleitung in dem jeweiligen 
Jahr frei. Die Regierung Frankreichs ist deshalb verpflich- 
tet, zum Jahresende über die aufgehaldeten Mengen und 
die entsprechenden Kosten zu berichten. Die Übertragung 
dieser Kosten auf das nächste Jahr bei Unterschreitung 
der jährlichen Ausgabengrenze ist zulässig und erhöht die 
Ausgabengrenze des nachfolgenden Jahres. 

Die Vorauszahlungen für die Maßnahmen in Frankreich 
und in den Niederlanden sind nicht schuldbefreiend. Über- 
zahlte Beträge werden nach Kontenabschluß bis zum 
Ende des dritten Zeitabschnitts, spätestens am 31. De- 
zember 1998, verzinst zurückgezahlt. 

Zu Anhang IV 

In Ergänzung der Stillhalteregelung nach den Artikeln 5 
und 6 sind in diesem Anhang die Werte der nationalen 
Frachten aus Chloridionenableitungen von mehr als 1 kg/s 
getrennt nach einzelnen Stromabschnitten aufgeführt und 
erläutert. Dieser Anhang ersetzt Anhang II des Überein- 
kommens und legt für die Zeit nach Ende des dritten Zeit- 
abschnitts des Zusatzprotokolls (1997 bis 1998) bzw. 
nachdem die Reduzierungsmaßnahmen des Chloridüber- 
einkommens beendet sind, ab dem 1 . Januar 1999 für die 
Schweiz und Frankreich niedrigere Gesamtfrachten fest. 
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